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befähigen, ihre Anstrengungen 
auf den ihnen verbleibenden Kul­
turbereichen zu intensivieren.

Eine solche A rbeitsteilung setzt 
aber voraus, daß Bund und Län­
der in den je tzt angebahnten V er­
handlungen eine k lare Abgrenzung 
der beiderseitigen Aufgabenbe­
reiche vornehmen, damit für die 
Zukunft jeglid ie Verwischung der 
finanziellen Verantwortungs Ver­
hältnisse verm ieden wird. Eine 
solche N euverteilung der Auf­
gaben zwischen Bund und Ländern 
würde den Gesetzgeber der Not­
wendigkeit entheben, den kompli­
zierten Mechanismus des Finanz­
ausgleichs zugunsten der Länder 
zu ändern.

A rbeitste ilung zwischen p riva ter  
W irtschafl und öffentlicher H and

Mit dieser Bereinigung der Kom­
petenzverhältnisse innerhalb des 
Bundesstaates ist aber erst e i n e  
Vorbedingung zur Rationalisierung 
der Forschungsfinanzierung ge­
schaffen. Die künftige Zusammen­
arbeit zwischen Bund, Ländern und 
V ertretern  der W issenschaft muß 
unter der weiteren Zielsetzung'

stehen, die von der öffentlidien 
Hand und der privaten W irtschaft 
bereitgestellten Förderungsm ittel 
aufeinander abzustimmen und so 
zu konzentrieren, daß eine V er­
zettelung dieser M ittel verhindert, 
eine sachgemäße Arbeitsteilung 
unter den einzelnen Forschungs­
einrichtungen erreicht, unw irt­
schaftliche Doppelfinanzierungen 
ausgeschaltet und die vordring­
lichen Forschungsaufgaben inten­
siviert werden können.

N ur durch eine solche Ordnung 
des gegenwärtigen Finanzierungs­
verfahrens kann erreidit werden, 
daß die — leider nach wie vor 
begrenzten —̂ Finanzmittel, die die 
Volkswirtschaft für Forschung und 
W issensdiaft zur Verfügung stel­
len kann, kulturpolitisdi und 
volkswirtschaftlich die optimale 
Nutzwirkung erzielen.

B estandsaufnahm e  
d er Forschungsvorhaben

Zu diesem Zweck ist eine Be­
standsaufnahme der gegenwärtig 
geförderten größeren Forschungs­
vorhaben notwendig, sodann eine 
umfassende „Flurbereinigung" um.

unwirtschaftliche übersdineidungen 
von M ittelverteilung und Zustän­
digkeiten zu beseitigen, Doppel­
arbeit und Reibungsverluste abzu­
bauen und die so gewonnene Mit­
tel verstärk t dort einzusetzen, wo 
wichtige Forschungsaufgaben bis­
her nidit angemessen berüdisich- 
tigt werden konnten. Ohne eine 
Dringlidikeitsskala, eine A rt Rang­
ordnung für die zu fördernden For- 
sdiungsvorhaben wird es nidit 
gehen. Daß zur Aufstellung dieser 
Rangordnung den V ertretern  der 
W issensdiaft selbst das entschei­
dende W ort eingeräum t werden 
muß, ergibt sidi aus der verfas- 
sungsrechtlidi garantierten Frei­
heit und Unabhängigkeit von 
Lehre und Forsdiung.

Die von der deutsdien Öffent­
lichkeit geforderte Erhöhung der 
Förderungsm ittel w ird die Lei­
stungsfähigkeit der deutsdien For­
schung und W issensdiaft nur dann 
nachhaltig steigern, wenn sie in 
der hier angedeuteten W eise mit 
einer durchgreifenden Rationalisie­
rung des bisherigen Finanzierungs­
verfahrens verbunden wird. (Fm)

In Frankreidi herrscht starkes Interesse des Staates an der Forschung

Die wissensdiaftliche Forsdiung 
im w eitesten Sinne — in 

Frankreich erfaßt dieser Begriff 
sowohl die reine wie die ange­
w andte Wissenschaft, sowohl die 
Technik w ie die W issenschafts­
forschung —• befindet sich augen- 
blidilich im M ittelpunkt des Inter­
esses, nachdem man sie sehr lange 
vernachlässigt hatte. Vor dem 
zweiten W eltkrieg w urde in Frank­
reich auf diesem Gebiet herzlich 
wenig getan. Die W irtschaft entzog 
sich damals häufig sogar ihren 
normalen Amortisationsverpflich­
tungen, so daß es nicht überrascht, 
wenn sie für Laboratorien keine 
M ittel aufwendete. Andererseits 
überwog im staatlichen Universi­
tätsw esen der humanistisch-philo­
sophische Geist unter Zurückdrän- 
gung der technischen Sektoren. 
Man begnügte sich im allgemeinen 
mit der sehr traditionellen und auf 
äußerst bescheidene M ittel ange­
wiesenen Hochschulforschung, so

daß die trotzdem von einer Reihe 
fähiger Kräfte erzielten Ergebnisse 
stets als überrasdiung wirkten.

Einschaltung des S taates
Die Nachkriegszeit brachte auf 

dieser Ebene einen grundlegenden 
W andel. Langsam, aber sicher 
sdialtete sich der Staat belebend 
in die Forschung ein. Es entstand 
so ein „Nationales Zentrum der 
Wissenschaftlichen Forschung“
(Centre National de la Redierche 
Scientifigue) und als überbau mit 
sehr weitgehenden beratenden 
Vollmachten ein „Hoher Rat der 
wissenschaftlichen Forschung"
(Conseil Supérieur de la Redierche 
Scientifique), der sidi aus 130 Per­
sonen aller w issensdiaftlidien Ge­
biete zusammensetzt. Parallel hier­
mit gründete man ebenfalls un­
m ittelbar nach dem zweiten W elt­
krieg das zunächst vorwiegend mit 
Forschungsaufgaben betraute Atom­
kommissariat. Hand in Hand h ier­
mit ging der —■ meistens diskrete —

Ausbau der privaten  Forschungs­
laboratorien, besonders seitens der 
plötzlich sehr dynamisch gewor­
denen industriellen Großbetriebe 
mit dem Ergebnis, daß Frankreich 
auf diesem Gebiet iü nicht selte­
nen Fällen als beispielgebend für 
Europa angesehen wird.

Allerdings handelte es sich zu­
nächst häufig nur um Gerüste, 
denen die finanziellen M ittel zu 
ihrer zweckmäßigen Ausgestaltung 
fehlten und die andererseits nicht 
immer über das erforderliche Uni­
versitätsfundam ent verfügten. Es 
bedurfte nämlich zur Aufwertung 
und Belebung der Forschung 
zwangsläufig im Hochschulwesen 
einer V erlagerung des Schwerge­
wichts vom Humanismus zur 
Technik.

M angel an  Fachkräften
Das eigentliche Erwachen aber 

brachte die in Frankreich in den 
letzten zwei Jahren  als recht stür­
misch empfundene Entwicklung der
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Atomforschung und der Automa­
tion als Inbegriff des technischen 
und mechanischen Fortschritts. Man 
stand plötzlidi einem fühlbaren 
Mangel an Fachkräften gegenüber 
und erkannte die Unmöglichkeit, 
mit den gegebenen Ausbildungs­
vorstellungen oder Traditionen 
diese Lücke einigermaßen befrie­
digend zu schließen. Daneben ent­
deckte man mit Entsetzen die Ge­
fahr, erneut auf technischem Ge­
biet von anderen Ländern überholt 
zu werden und den schmerzlichen 
Abstieg der Zwischenkriegsperiode 
nach so großen Anstrengungen zur 
Modernisierung der W irtschaft 
nochmals erleben zu müssen. H ier­
aus ^ g ab  sich eine ungewöhnlich 
starke Empfindlichkeit für tech­
nische Leistungen und für die For­
schung im allgemeinen. Bei Bei­
behaltung der jetzigen Schulungs­
und Forschungspolitik müßte man 
nach offiziellen Berechnungen 1961 
mit einem Fehlbestand von 27 000 
Ingenieuren rechnen, 1967 von 
50 000 und 1970 von etwa 60 000. 
Man arbeitete daher einen Re­
formplan aus, der ab 1962 wirksam 
werden und ab 1970 den Ingenieur­
mangel restlos beseitigen soll.

Die staatlichen A ufw endungen
Die staatlichen Aufwendungen 

für Forschung (ohne Atombudget) 
betragen jetzt 100 Mrd. ffrs 
und müßten zur Verwirklichung 
des vorliegenden allgemeinen Aus­
bauplans um 50 bis 70 “/o erhöht 
werden. Es ist anzunehmen, daß man 
in den kommenden Jahren dieser 
Anforderung ziemlich weitgehend 
entsprechen wird. Bezeichnend ist in 
dieser Beziehung das Anfang April 
1957 von der Regierung beschlos­
sene neue Atombudget mit einem 
reinen Forschungsaufwand von 
225 Mrd. ffrs für die Jahre 1958 
bis 1961 neben einer zusätzlichen 
Verwaltungsausgabe für das fran­
zösische Atomkommissariat von

10 Mrd. ffrs jährlich, ein Betrag, 
der das gesamte jetzige deutsche 
Atombudget schon übersteigt. Die 
genannten Zahlen betreffen ledig­
lich die Atomforschung ohne die 
Bau- und Betriebskosten von 
Atomkraftwerken.

Die Rolle des Staates in der 
wissenschaftlichen Forschungist sehr 
vielseitig. Man muß zunächst zwi­
schen den Hochschulen und dem von 
ihnen getrennt arbeitenden Natio­
nalen Forschungszentrum unter­
scheiden. Das Hodischulnetz wird 
neuerdings in den wissenschaft­
lichen Disziplinen ganz wesentlich 
erweitert. Man verm ehrt metho­
disch die Zahl der Professoren, er­
richtet zahlreiche neue Laborato­
rien, dezentralisiert verschiedene 
große Universitäten, um den tech­
nischen Unterricht möglichst nahe 
an die Praktikanten heranzutragen, 
und schaltet außerdem die Univer­
sitäten in die angewandte For­
schung ein. In diesem Sinne ist 
man darum bemüht, zahlreiche 
Querverbindungen zwischen Uni­
versität und Industrie herzustel­
len. Besondere U niversitätsinsti­
tu te  befassen sich bereits mit der 
Unternehmerschulung im eigent­
lichen Sinne, unter wesentlicher 
Erweiterung des in Deutschland 
bekannten Begriffs der Betriebs­
wirtschaft. M ehr und mehr will 
die Regierung der Industrie ge­
statten, sich zur Lösung ihrer ver­
schiedenen Probleme an die Uni­
versitäten zu wenden, sie w ill, — 
mit anderen W orten — die Tren­
nungswand zwischen Theorie und 
Praxis beseitigen.

D as N ation ale  F orschungszentrum
Das Nationale Forschungszen­

trum arbeitet als selbstständige 
und recht verzweigte Einrichtung. 
Sein Aufgabengebiet erstreckt sich 
von der Pflanzenkunde bis zur 
Sozialwissenschaft, d. h. alles, was 
eine irgendwie geartete Forschung

rechtfertigt, w ird von ihm mehr 
oder weniger eingehend erfaßt. 
Neben seinem ständigen Personal 
erteilt es an gelegentliche M itar­
beiter befristete, jeweils mit be­
sonderen Krediten ausgestattete 
Forschungsaufträge. Praktisch sind 
seinem Arbeitsprogramm keine 
Grenzen gesetzt, von den staat­
lichen finanziellen Zuwendungen 
natürlich abgesehen. Dies sichert 
ihm wissenschaftliche Unabhängig­
keit und Bewegungsfreiheit. Seine 
Forscher sind nicht an Produktivi­
tätsregeln gebunden, sie sollen 
sorglos und in gewissem Sinne 
auch zeitlos den wesentlichen Din­
gen auf den Grund gehen. Allein 
finanzielle Schwierigkeiten hin­
derten bisher diesen in seiner 
Struktur recht vorteilhaft aufge­
bauten Apparat, völlig reibungs­
los zu arbeiten. Seine Mitglieder 
mußten wiederholt streiken, weil 
sie äußerst schlecht bezahlt werden 
und sie nur wirklicher Opfersinn 
bei der staatlichen Forschung hält, 
denn sie könnten jederzeit in pri­
vaten Laboratorien wesentlich 
höhere G ehälter herausholen. Auch 
die Laboratorium sanlagen leiden 
teilweise unter Finanzierungs­
schwierigkeiten, selbst wenn man 
die A nstrengungen der letzten 
Jah re  keineswegs unterschätzen 
darf. Immerhin scheint hierin 
neuerdings ein nicht unwichtiger 
W andel einzutreten, was der 
staatlichen Forschung in Frank­
reich neuen Auftrieb geben sollte.

Zusam m enarbeit 
m it d er  p riva ten  W irtschaft

W ie bereits erwähnt, legen die 
staatlichen Stellen W ert auf enge 
Zusammenarbeit mit der privaten 
Forschung. U niversität und staat­
liche Laboratorien sollen nämlich 
unbedingt im Dienste der W irt­
schaft stehen und die Grundlagen 
für den allgemeinen nationalen 
Fortschritt liefern. Die enge Ver-

HANDELS- UND GEWERBEBANK HEILBRONN A. G.
H E I L B R O N N  ( N E C K A R )
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fleditung zwisdien Atomkommis­
sariat und privaten  Laboratorien 
w urde bereits in früheren Auf­
sätzen erläutert. Sämtliche Ergeb­
nisse der staatlichen Forschungs­
stellen' stehen der W irtsdiaft un­
eingeschränkt zur Verfügung. Sie 
darf außerdem die staatlichen Stel­
len um die Lösung gewisser Pro­
bleme ersuchen, d. h. Forschungs­
anregungen geben. Ein nicht gerin­
ger Teil des privaten Laborato­
riumspersonals wurde übrigens in 
staatlichen Einrichtungen ausge­
bildet. Außerdem verfügt die W irt­
schaft über eine Zwischenform von 
p rivater und öffentlicher For­
schung in Gestalt von Instituten 
einzelner Berufsverbände. So gibt 
es ein Textilinstitut, ein Erdölin­
stitut, ein Gummiinstitut usw. 
Ihre Finanzierung erfolgt häufig 
durdi staatlid i verordnete Sonder­
abgaben auf den Umsatz der In­
dustriezweige bei weitgehend auto­
nomer und privater Verwaltung. 
Diese Institute verfügen nicht sel­
ten über eigene Laboratorien und 
vor allen Dingen über ausgedehnte 
Dokumentationsdienste. Sie unter­
halten  engere und regelmäßigere 
Verbindungen mit den staatlichen 
Forsdiungsstellen als private Ge­
sellschaften, denen sie infolge­
dessen w ertvolle Verm ittlungs­
dienste leisten können. Man darf 
abschließend feststellen, daß es in 
Frankreidi keine Trennungslinie 
zwischen öffentlicher und privater 
Forschung gibt, sondern daß beide 
Sektoren gemeinsam um den ted i­
nisdien und wissenschaftlidien 
Fortschritt bem üht sind. (F.)

W ahrung der handelspolitischen Souveränität

Mit der Entwidclung des weltpolitischen Dualismus erfährt der Begriff 
der politischen Souveränität in zunehmendem M aße Einschränkungen: 

er w ird unterhöhlt und entwertet. Mit dieser Erscheinung haben sidi 
nidit nur kleinere und m ittlere S taaten auseinanderzusetzen, die gleiche 
Erfahrung haben audi Staaten machen müssen, die noch vor einer Gene­
ration unbestritten als Großmächte galten. M an könnte diese Tendenz 
begrüßen, wenn darin lediglich eine A bkehr vom politisdien Nationalis­
mus der Vorkriegsordnung und der W ille zur Einordnung in eine grö­
ßere politische und wirtschaftliche Einheit zum Ausdruck käme. Dem­
gegenüber feiert aber gerade der politische Nationalism us in den als 
Entwicklungsgebieten bezeidineten Räumen eine unzeitgemäße Aufer­
stehung, und die Einsdiränkung der politischen Souveränität erwächst 
durchaus nicht immer einer besseren Einsidit, sondern vollzieht sidi 
vorzugsweise unter dem Druck des militärischen Übergewichts ideolo­
gisch polarer Mächte. Als Symptom dieser Entwicklung verzeichnen wir 
unter anderem auch die drohenden Noten des Kreml an  eine Reihe von 
Klein- und M ittelstaaten, um sie zu einer Revision ih rer V erteidigungs­
planung zu zwingen.

W enn dieser Kreuzzug der Ideologien zum Aufbruch kommt, droht 
die katastrophale Vernichtung aller menschlichen W ertschöpfungen. Die 
weltweite Versteifung der Fronten bringt keine Befriedung, sondern be­
schleunigt die Entwicklung zum kritischen Punkt. Um die versteiften 
Fronten aufzuweidien, muß man es vermeiden, die wirtschaftlichen und 
handelspolitischen Beziehungen, die zwischen den Staaten von Ost und 
W est bestehen oder möglich sind, mit politischen Ideologien zu belasten. 
W ir alle, die an einer Ausweitung des W elthandels interessiert sind, 
müssen eifersüchtig auf eine Souveränität der H andelspolitik bedacht 
sein, und wir dürfen nicht ängstlich sein, sie auch unseren Freunden 
gegenüber zu erzwingen. Jede Embargo- und Boykottpolitik muß auf 
ihren wirtschaftlichen und politischen Gehalt streng überprüft werden, 
man sollte sich ihr nicht unbesehen aus politisdien Ideologien an­
schließen, die nur eine Diskriminierung des Partners bedeuten. Allzu 
gern werden politische Ideologien nur als M antel materiell-wirtschaft- 
licher Interessen mißbraucht, und davon müssen wir uns freihalten.

Wir sollten uns auch darüber k lar sein, daß jede wirtschaftliche und 
soziale Gegebenheit andere wirtschaftspolitische Ordnungen und handels­
politische Systeme erfordert. Dafür sollten wir V erständnis haben. Die 
wirtschaftspolitische Ordnung ist durchaus nicht immer ein Ausdruck 
politischer Ideologien. W ir haben keine Veranlassung, wirtschaftspoliti­
sche Systeme und handelspolitische Verfahren ideologisch zu bew erten 
und uns als Verkäm pfer einer auf unsere Verhältnisse zugeschnittene 
W elt- und W irtschaftsordnung zu betätigen. „Am deutschen W esen" 
kann nun einmal nicht „alles genesen". Es gibt eine W elt, wo der Bi­
lateralismus heute noch seine unbedingte Gültigkeit hat und auf ab­
sehbare Zeit haben wird. W ir tragen nur zur Erweichung der ideologi­
schen Fronten bei, wenn wir und andere Staaten, die in ähnlicher Lage 
sind, die Handelspolitik ohne ideologische Scheuklappen, ohne ideo­
logisch verbräm te Embargolisten und ohne ideologische Prinzipien der 
Verfahrenstechnik betreiben. (sk)

Dr. L u dw ig  D ischler, H am burg :

Die staatsrechtliche Lage im Saarland

Mit Inkrafttreten des am 7. Oktober 1956 in Luxem­
burg zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Französischen Republik geschlossenen V er­
trages zur Regelung der Saarfrage ist die Eingliede­
rung des Saarlandes in die Bundesrepublik' Deutsch­
land erfolgt. Zur W ürdigung der hierm it verbundenen 
Maßnahmen auf rechtlichem Gebiet muß kurz auf die 
Vorgänge von 1945 bis 1956 eingegangen werden.

D as E rbe von  J a lta  
Auf Grund der V ereinbarung von Ja lta  w urde auf 
der Potsdamer Konferenz beschlossen, Frankreich an 
der Viermächteverwaltung Deutschlands zu beteiligen. 
Daraufhin forderte die Regierung de Gaulle u. a. die 
Annexion des saarländischen Industriegebietes. Als

dieses Ansinnen von den A lliierten abgelehnt wurde, 
löste die französische Regierung das saarländische 
Industriegebiet aus der übrigen Besatzungszone her­
aus und bildete auf diese W eise aus Teilen der ehe^ 
maligen preußischen Rheinprovinz und der Pfalz das 
„Saarland“. Anfang 1946 verkündete der damalige 
französische Außenm inister Bidault ein Sonderregime 
für das Saarland, das auf den internationalen Kon­
ferenzen ~  Paris, London, New York, Moskau und 
Berlin — inhaltlich w iederholt wurde: Wirtschafts-, 
Zoll- und W ährungsunion in Frankreich, Ü bertra­
gung des Eigentums an den Saarbergwerken an Frank­
reich, ständige Besetzung durch französische Truppen, 
Ausscheiden des Saarlandes aus der Zuständigkeit des
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